
Deutscher Bundestag  Drucksache  17/14181
 17. Wahlperiode  26. 06. 2013
 Beschlussempfehlung und Bericht
 des  Ausschusses  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  (16.  Ausschuss)

 a)  zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und
 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
 –  Drucksache 17/13471  –

 Entwurf eines Gesetzes zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein
 Endlager für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle und zur Änderung
 anderer Gesetze (Standortauswahlgesetz – StandAG)

 b)  zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
 –  Drucksachen 17/13833, 17/13926  –

 Entwurf eines Gesetzes zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein
 Endlager für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle und zur Änderung
 anderer Gesetze (Standortauswahlgesetz – StandAG)

 A.  Problem

 Zu den Buchstaben a und b

 Für  die  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  bereits  angefallenen  sowie  zukünftig
 noch  anfallenden,  insbesondere  Wärme  entwickelnden  radioaktiven  Abfälle
 muss  ein  Endlagerstandort  gefunden  und  ein  Endlager  eingerichtet  werden,  das
 den  hohen  Anforderungen  für  den  langfristigen  Schutz  von  Mensch  und  Umwelt
 vor  den  Risiken  radioaktiver  Abfälle  gerecht  wird.  Dem  Auswahlverfahren  sol-
 len  eine  Erörterung  und  Klärung  von  Grundsatzfragen,  insbesondere  auch  zu
 Ausschlusskriterien,  Mindestanforderungen  und  Abwägungskriterien  für  die
 Standortauswahl  sowie  zu  den  Anforderungen  an  das  Verfahren  des  Auswahl-
 prozesses  und  die  Prüfung  von  Alternativen,  durch  eine  pluralistisch  zusammen-
 gesetzte  Bund-Länder-Kommission  „Kommission  Lagerung  hochradioaktiver
 Abfallstoffe“  vorgelagert  werden.  Vor  Beginn  des  eigentlichen  Auswahlverfah-
 rens  soll  das  Gesetz  auf  der  Grundlage  der  Erkenntnisse  der  Kommission  durch
 den  Deutschen  Bundestag  evaluiert  werden.  Die  Auswahl  der  übertägig  und
 untertägig  zu  erkundenden  Standorte  sowie  die  abschließende  Entscheidung
 über  den  Endlagerstandort  sollen  jeweils  durch  Bundesgesetz  getroffen  werden.
 Schließlich  soll  im  Geschäftsbereich  des  Bundesministeriums  für  Umwelt,  Na-
 turschutz  und  Reaktorsicherheit  das  „Bundesamt  für  kerntechnische  Entsor-
 gung“  errichtet  werden.  Dieses  soll  die  ihm  durch  das  Standortauswahlgesetz
 zugewiesenen  Aufgaben  im  Verfahren  für  die  Suche  und  Auswahl  eines  Stand-
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ortes  für  den  sicheren  Verbleib  von  Wärme  entwickelnden  radioaktiven  Abfäl-
 len  wahrnehmen  und  die  bisher  nach  dem  Atomgesetz  bei  den  Ländern  angesie-
 delte  Zuständigkeit  für  die  atomrechtliche  Zulassung  von  Anlagen  des  Bundes
 zur  Sicherstellung  und  Endlagerung  radioaktiver  Abfälle  übertragen  bekommen.

 B.  Lösung

 Zu Buchstabe a

 Annahme  des  Gesetzentwurfs  auf  Drucksache  17/13471  in  geänderter
 Fassung  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,  SPD,  FDP  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.

 Zu Buchstabe b

 Einvernehmliche  Erledigterklärung  des  inhaltsgleichen  Gesetzentwurfs
 auf Drucksachen 17/13833, 17/13926.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

 Wurden im Ausschuss nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

 Der Bundestag wolle beschließen,

 a)  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksache  17/13471  mit  folgenden  Maßgaben,  im
 Übrigen unverändert anzunehmen:

 1.  Artikel 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem § 1 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Zur  Erreichung  dieses  Ziels  werden  zwischen  der  Bundesrepublik
 Deutschland  und  anderen  Staaten  keine  Abkommen  geschlossen,  mit
 denen  nach  den  Bestimmungen  der  Richtlinie  2011/70/EURATOM
 des  Rates  vom  19.  Juli  2011  über  einen  Gemeinschaftsrahmen  für  die
 verantwortungsvolle  und  sichere  Entsorgung  abgebrannter  Brenn-
 elemente  und  radioaktiver  Abfälle  (ABl.  L  199  vom  2.8.2011,  S.  48)
 eine  Verbringung  radioaktiver  Abfälle  einschließlich  abgebrannter
 Brennelemente  zum  Zweck  der  Endlagerung  außerhalb  Deutschlands
 ermöglicht würde.“

 b)  § 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „Kommission Lagerung hochradioaktiver Abfallstoffe“.

 bb)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 ‚(1)  Zur  Vorbereitung  des  Standortauswahlverfahrens  wird  eine
 „Kommission  Lagerung  hochradioaktiver  Abfallstoffe“  (Kom-
 mission) gebildet. Sie besteht aus

 1.  einem oder einer Vorsitzenden,

 2.  acht  Vertreterinnen  oder  Vertretern  aus  der  Wissenschaft,  zwei
 Vertreterinnen  oder  Vertretern  von  Umweltverbänden,  zwei
 Vertreterinnen  oder  Vertretern  von  Religionsgemeinschaften,
 zwei  Vertreterinnen  oder  Vertretern  aus  der  Wirtschaft  und
 zwei Vertreterinnen oder Vertretern der Gewerkschaften sowie

 3.  acht  Mitgliedern  des  Deutschen  Bundestages,  wobei  jede  Frak-
 tion  im  Deutschen  Bundestag  vertreten  ist,  und  acht  Mitglie-
 dern von Landesregierungen und

 hat  somit  33  Mitglieder.  Der  oder  die  Vorsitzende  und  die  Mitglie-
 der  nach  Satz  2  Nummer  2  werden  auf  der  Grundlage  eines
 gleichlautenden  Wahlvorschlags  von  Bundestag  und  Bundesrat
 gewählt.  Die  Mitglieder  des  Deutschen  Bundestages  werden  auf
 Grundlage  eines  gemeinsamen  Wahlvorschlages  von  den  im
 Deutschen  Bundestag  vertretenen  Fraktionen  und  die  Mitglieder
 der  Landesregierungen  auf  Grundlage  eines  gemeinsamen  Wahl-
 vorschlages  vom  Bundesrat  bestimmt.  Für  die  Abgeordneten  des
 Deutschen  Bundestages  und  die  Mitglieder  der  Landesregierun-
 gen  wird  eine  gleiche  Anzahl  von  Stellvertreterinnen  oder  Stell-
 vertretern  bestimmt.  Die  Mitgliedschaft  endet  durch  Verzicht  oder
 Neuwahl.  Die  Kommission  wird  beim  federführenden  Ausschuss
 des  Deutschen  Bundestages  eingerichtet;  sie  wird  bei  der  Durch-
 führung  ihrer  Aufgaben  von  einer  Geschäftsstelle  unterstützt.
 Diese  Geschäftsstelle  wird  vom  Deutschen  Bundestag  eingerich-
 tet.‘
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cc)  Dem Absatz 5 werden die folgenden Sätze angefügt:

 „Stimmberechtigt  sind  die  Mitglieder  der  Kommission  nach  Ab-
 satz  1  Satz  2  Nummer  2.  Jedes  Mitglied  der  Kommission  kann
 eine  eigene  Stellungnahme  abgeben.  Stellungnahmen  sind  dem
 Bericht beizufügen.“

 c)  § 5 wird wie folgt geändert:

 aa)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Die  Kommission  tagt  in  der  Regel  öffentlich.  Sie  be-
 schließt  unter  Angabe  der  Gründe,  wann  eine  Sitzung  nicht  öf-
 fentlich  ist.  Die  Öffentlichkeit  einer  Sitzung  kann  auch  durch
 Übertragung  der  Beratung  als  Livestream  im  Internet  hergestellt
 werden.  Über  die  Sitzungsergebnisse  werden  Protokolle  geführt,
 die  nach  ihrer  Annahme  nach  Maßgabe  des  Satzes  2  veröffent-
 licht  werden.  Das  Nähere  regelt  die  Geschäftsordnung  nach  §  3
 Absatz 6 Satz 1.“

 bb)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

 „(3)  Die  Kommission  beteiligt  die  Öffentlichkeit  nach  den  in
 den  §§  9  und  10  festgelegten  Grundsätzen.  Die  Kommission  be-
 dient sich dabei ihrer Geschäftsstelle.“

 d)  In  §  8  Satz  2  werden  die  Wörter  „maßgeblichen  Unterlagen“  durch  die
 Wörter „Akten und Unterlagen“ ersetzt.

 e)  § 9 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

 „Zur  weiteren  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  veranlasst  das  Bun-
 desamt  für  kerntechnische  Entsorgung  Bürgerdialoge  mit  dem
 Ziel,  einen  offenen  und  pluralistischen  Dialog  in  der  Öffentlich-
 keit  zu  ermöglichen.  Hierfür  sind  geeignete  Methoden  vor  Ort
 und  im  Internet  bereitzustellen,  die  von  einer  regionalen  Begleit-
 gruppe  unter  Beteiligung  von  regionalen  Bürgerinitiativen  beglei-
 tet werden.“

 bb)  Satz 4 wird wie folgt gefasst:

 „Diese  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Öffentlichkeit  an  den  in
 Betracht  kommenden  Standortregionen  und  Standorten  in  allen
 Angelegenheiten  des  jeweiligen  Verfahrensschrittes  Gelegenheit
 zur eigenständigen fachlichen Beratung erhält.“

 cc)  Satz 5 wird aufgehoben.

 f)  In  §  12  Absatz  2  Satz  1  wird  die  Angabe  „50  bis  74,  77  bis  104“  durch
 die Angabe „50 bis 104“ ersetzt.

 g)  § 17 Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 „Für  Rechtsbehelfe  gegen  die  Entscheidung  nach  Satz  1  findet  das
 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung
 vom  8.  April  2013  (BGBl.  I  S.  753)  mit  der  Maßgabe  entsprechende
 Anwendung,  dass  Gemeinden,  in  deren  Gemeindegebiet  ein  zur  unter-
 tägigen  Erkundung  vorgeschlagener  Standort  liegt,  und  deren  Einwoh-
 nerinnen  und  Einwohnern  den  nach  §  3  des  Umwelt-Rechtsbehelfs-
 gesetzes anerkannten Vereinigungen gleichstehen.“
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h)  Nach  §  20  werden  folgendes  Kapitel  4  und  die  folgenden  §§  21  bis  28
 eingefügt:

 „Kapitel 4

 Kosten

 § 21
 Umlage

 (1)  Der  Vorhabenträger  und  das  Bundesamt  für  kerntechnische  Ent-
 sorgung  legen  ihre  umlagefähigen  Kosten  für  die  Umsetzung  des
 Standortauswahlverfahrens  nach  Maßgabe  der  Absätze  2  bis  4  und  der
 §§  22  bis  28  anteilig  auf  die  Umlagepflichtigen  um.  §  21b  des  Atom-
 gesetzes  und  die  Endlagervorausleistungsverordnung  finden  insoweit
 keine Anwendung.

 (2)  Umlagefähige  Kosten  nach  Absatz  1  sind  die  sächlichen  Ver-
 waltungsausgaben,  Personalausgaben  und  Investitionsausgaben,  die
 dem  Vorhabenträger  und  dem  Bundesamt  für  kerntechnische  Entsor-
 gung  für  die  Aufgabenerledigung  nach  diesem  Gesetz  entstehen,  so-
 weit  sie  nicht  nach  Absatz  3  anderen  Kostenträgern  zuzurechnen  sind.
 Umlagefähige  Kosten  nach  Satz  1  sind  insbesondere  die  Ausgaben  für

 1.  die  Öffentlichkeitsbeteiligung  nach  Kapitel  2  dieses  Gesetzes,  ein-
 schließlich  der  fachlichen  Begleitung  und  der  Einrichtung  und  der
 Tätigkeit von Bürgerbüros nach § 9 Absatz 3,

 2.  die  Ermittlung  von  in  Betracht  kommenden  Standortregionen,  ein-
 schließlich  der  Erstellung  von  Sicherheitsuntersuchungen  nach  den
 §§  13 und 14 Absatz 1,

 3.  übertägige  oder  untertägige  Erkundungen  von  Standorten,  ein-
 schließlich  der  Erstellung  von  Sicherheitsuntersuchungen  nach  den
 §§  16 bis 19,

 4.  die  Erstellung  von  Vorschlägen  nach  §  13  Absatz  3,  §  14  Absatz  1,
 §  16 Absatz 2, §  17 Absatz 1 und §  19 Absatz 1,

 5.  die  Erstellung  und  Festlegung  standortbezogener  Erkundungspro-
 gramme und Prüfkriterien nach den §§ 15 und 18,

 6.  Forschungen  und  Entwicklungen  des  Vorhabenträgers  oder  des
 Bundesamtes  für  kerntechnische  Entsorgung  im  Zusammenhang
 mit der Standortauswahl,

 7.  den  Erwerb,  die  Errichtung  und  die  Unterhaltung  von  Grundstü-
 cken,  Einrichtungen  und  Rechten  zur  Umsetzung  des  Standortaus-
 wahlverfahrens,

 8.  die  Offenhaltung  ab  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  und  im  Falle  des
 Ausschlusses der Rückbau des Bergwerkes Gorleben.

 (3) Nicht umlagefähig sind

 1.  Kosten,  die  im  Zusammenhang  mit  Gesetzgebungsverfahren  nach
 §  4  Absatz  4  und  5,  §  14  Absatz  2,  §  17  Absatz  2  und  §  20  als
 Kosten  für  die  Bundesregierung,  den  Bundestag  oder  den  Bundes-
 rat und

 2.  Kosten,  die  für  die  Kommission  und  die  Unterstützung  der  Kom-
 mission  nach  den  §§  3  bis  5,  insbesondere  für  die  Öffentlichkeits-
 beteiligung nach § 5 Absatz 3 Satz 2, entstehen.

 (4)  Bei  der  Umsetzung  des  Standortauswahlverfahrens  sind  die
 Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.



Drucksache 17/14181 – 6 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
§ 22
 Umlagepflichtige und Umlagebetrag

 (1)  Umlagepflichtig  ist  derjenige,  dem  eine  Genehmigung  nach  den
 §§  6,  7  oder  9  des  Atomgesetzes  oder  nach  §  7  der  Strahlenschutzver-
 ordnung  erteilt  worden  ist  oder  war,  wenn  auf  Grund  der  genehmigten
 Tätigkeit  radioaktive  Abfälle,  die  an  ein  Endlager  nach  §  9a  Absatz  3
 des  Atomgesetzes  abgeliefert  werden  müssen,  angefallen  sind  oder  da-
 mit  zu  rechnen  ist.  Landessammelstellen  nach  §  9a  des  Atomgesetzes
 sind nicht umlagepflichtig.

 (2)  Der  zu  entrichtende  Anteil  eines  Umlagepflichtigen  an  den  um-
 lagefähigen  Kosten  (Umlagebetrag)  bemisst  sich  aufwandsgerecht
 entsprechend  §  6  Absatz  1  Nummer  2  und  Absatz  3  der  Endlagervor-
 ausleistungsverordnung.

 § 23
 Jahresrechnung  für  die  Umsetzung  der  Standortsuche  und  Ermittlung

 der umlagefähigen Kosten

 (1)  Der  Vorhabenträger  und  das  Bundesamt  für  kerntechnische  Ent-
 sorgung  stellen  nach  Ende  des  Haushaltsjahres  die  umlagefähigen
 Kosten  nach  §  21  Absatz  2  jeweils  durch  Jahresrechnung  über  die  Ein-
 nahmen  und  Ausgaben  für  die  Umsetzung  des  Standortauswahlverfah-
 rens fest (Jahresrechnung).

 (2)  Für  die  Jahresrechnungen  ist  eine  Abschlussprüfung  durch  einen
 Wirtschaftsprüfer  oder  eine  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  vorzu-
 nehmen.  Die  Jahresrechnungen  bedürfen  zudem  der  Genehmigung
 durch  das  Bundesministerium  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktor-
 sicherheit.

 § 24
 Ermittlung des Umlagebetrages

 (1)  Auf  Grundlage  der  in  den  Jahresrechnungen  ermittelten  umlage-
 fähigen  Kosten  nach  §  23  Absatz  1  haben  der  Vorhabenträger  und  das
 Bundesamt  für  kerntechnische  Entsorgung  für  jeden  Umlagepflich-
 tigen  den  von  diesem  zu  entrichtenden  anteiligen  Umlagebetrag  nach
 §  22  Absatz  2  zu  ermitteln  und  zuzuordnen.  Zu  berücksichtigende
 Fehlbeträge,  nicht  eingegangene  Beträge  und  Überschüsse  sind  dem
 jeweiligen Umlagepflichtigen zuzuordnen.

 (2)  Der  Vorhabenträger  übermittelt  seine  Jahresrechnung  und  die  er-
 mittelten  Umlagebeträge  dem  Bundesamt  für  kerntechnische  Entsor-
 gung.

 § 25
 Umlageforderung, Festsetzung und Fälligkeit

 (1)  Die  Umlageforderung  entsteht  mit  Ablauf  des  Haushaltsjahres,
 für das die Umlagepflicht besteht (Umlagejahr).

 (2)  Das  Bundesamt  für  kerntechnische  Entsorgung  hat  die  von  ihm
 und  dem  Vorhabenträger  ermittelten  Umlagebeträge  festzusetzen,  so-
 bald  sie  nach  §  24  abschließend  zugeordnet  worden  sind.  Die  Festset-
 zung erfolgt durch Bescheid.

 (3)  Die  Umlageforderung  wird  mit  der  Bekanntgabe  des  Bescheides
 an  den  Umlagepflichtigen  fällig,  wenn  nicht  das  Bundesamt  für  kern-
 technische Entsorgung einen späteren Zeitpunkt bestimmt.
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(4)  Das  Bundesamt  für  kerntechnische  Entsorgung  übermittelt  die
 für  die  Kosten  des  Vorhabenträgers  eingezogenen  Umlageforderungen
 nach Eingang unverzüglich an diesen.

 § 26
 Umlagevorauszahlungen

 (1)  Das  Bundesamt  für  kerntechnische  Entsorgung  hat  von  den  Um-
 lagepflichtigen  eine  Vorauszahlung  auf  den  Umlagebetrag  eines  Um-
 lagejahres  festzusetzen.  Die  Festsetzungen  von  Vorauszahlungen  für
 umlagefähige  Kosten  des  Vorhabenträgers  nimmt  das  Bundesamt  für
 kerntechnische Entsorgung vor.

 (2)  Der  Festsetzung  nach  Absatz  1  sind  die  umlagefähigen  Kosten
 nach  §  21  Absatz  2  zugrunde  zu  legen,  die  im  Haushaltsplan  für  dieses
 Umlagejahr  veranschlagt  sind.  Die  §§  24  und  25  Absatz  2  bis  4  gelten
 entsprechend.  Aus  vorherigen  Vorauszahlungen  entstammende  Über-
 zahlungen nach § 27 Absatz 2 Satz 2 sind zu verrechnen.

 (3)  Soweit  der  Umlagebetrag  die  Vorauszahlung  voraussichtlich
 übersteigen  wird,  kann  das  Bundesamt  für  kerntechnische  Entsorgung
 für  das  laufende  Umlagejahr  eine  weitere  Umlagevorauszahlung  fest-
 setzen.  Dies  gilt  auch  für  Umlagevorauszahlungen,  die  für  den  Vorha-
 benträger erhoben werden.

 § 27
 Differenz zwischen Umlagebetrag und Vorauszahlung

 (1)  Entsteht  nach  der  Anrechnung  des  gezahlten  Umlagevorauszah-
 lungsbetrages  auf  den  festgesetzten  Umlagebetrag  ein  Fehlbetrag,  ist
 dieser  innerhalb  eines  Monats  nach  Bekanntgabe  des  festgesetzten
 Umlagebetrages  zu  entrichten.  Der  Fehlbetrag  ist  in  der  Festsetzung
 des Umlagebetrages auszuweisen.

 (2)  Übersteigt  der  gezahlte  Vorauszahlungsbetrag  den  festgesetzten
 Umlagebetrag,  ist  die  Überzahlung  zu  erstatten.  Eine  Erstattung  kann
 unterbleiben,  wenn  sich  der  Umlagepflichtige  mit  der  Verrechnung  der
 Überzahlung auf die folgende Vorauszahlung einverstanden erklärt.

 § 28
 Säumniszuschlag

 Werden  die  Umlagebeträge  oder  Umlagevorauszahlungsbeträge
 nicht  innerhalb  von  zwei  Wochen  nach  Ablauf  des  Fälligkeitstages
 entrichtet,  ist  für  jeden  angefangenen  Monat  der  Säumnis  ein  Säum-
 niszuschlag von 1 Prozent des rückständigen Betrages zu entrichten.“

 i)  Das bisherige Kapitel 4 wird Kapitel 5.

 j)  Der bisherige § 21 wird § 29 und Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.

 k)  Nach  dem  neuen  §  29  werden  folgendes  Kapitel  6  und  folgender  §  30
 eingefügt:

 „Kapitel 6

 Übergangsvorschriften

 § 30
 Übergangsvorschriften

 Für  die  bis  zum  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens  dieses  Ge-
 setzes]  nach  §  21b  des  Atomgesetzes  gezahlten  Vorausleistungen  gel-
 ten  das  Atomgesetz  und  die  Endlagervorausleistungsverordnung  in
 der  zum  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  diese  Gesetzes  geltenden  Fas-
 sung fort.“



Drucksache 17/14181 – 8 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
2.  Artikel 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Die folgenden Nummern 1 bis 3 werden eingefügt:

 ‚1.  § 6 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

 „(4)  Die  Anfechtungsklage  gegen  eine  Veränderungsgenehmi-
 gung  nach  Absatz  1  Satz  2,  die  zur  Erfüllung  der  Verpflichtung
 nach  §  9a  Absatz  2a  erteilt  wurde,  hat  keine  aufschiebende  Wir-
 kung.“

 2.  Dem § 6 wird folgender Absatz 5 angefügt:

 „(5)  Die  Aufbewahrung  von  Kernbrennstoffen  in  kerntechni-
 schen  Anlagen  nach  Absatz  3  in  Verbindung  mit  Absatz  1  soll  40
 Jahre  ab  Beginn  der  ersten  Einlagerung  eines  Behälters  nicht
 überschreiten.  Eine  Verlängerung  von  Genehmigungen  nach  Satz  1
 darf  nur  aus  unabweisbaren  Gründen  und  nach  der  vorherigen  Be-
 fassung des Deutschen Bundestages erfolgen.“

 3.  In § 9a wird folgender Absatz 2a eingefügt:

 „(2a)  Der  Betreiber  von  Anlagen  zur  Spaltung  von  Kernbrenn-
 stoffen  zur  gewerblichen  Erzeugung  von  Elektrizität  hat  auch  da-
 für  zu  sorgen,  dass  die  aus  der  Aufarbeitung  bestrahlter  Kern-
 brennstoffe  im  Ausland  stammenden  verfestigten  Spaltprodukt-
 lösungen  zurückgenommen  und  in  standortnahen  Zwischenlagern
 nach  Absatz  2  Satz  3  bis  zu  deren  Ablieferung  an  eine  Anlage  zur
 Endlagerung radioaktiver Abfälle aufbewahrt werden.“‘

 b)  Die bisherigen Nummern 1 und 2 werden die Nummern 4 und 5.

 c)  Die neue Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

 ,5.  In  §  9d  Absatz  2  Satz  1  werden  vor  den  Wörtern  „notwendig  ist“
 die  Wörter  „sowie  zu  deren  Offenhaltung  ab  der  Entscheidung
 über  eine  übertägige  Erkundung  nach  §  14  Absatz  2  Satz  5  zwei-
 ter Halbsatz des Standortauswahlgesetzes“ eingefügt.‘

 d)  Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 6.

 e)  Die bisherige Nummer 4 wird aufgehoben.

 f)  Folgende Nummer 7 wird eingefügt:

 ,7.  Dem § 21 Absatz 1a wird folgender Satz angefügt:

 „Für  Entscheidungen  über  Anträge  nach  §  6,  die  auf  Grund  der
 Verpflichtung  nach  §  9a  Absatz  2a  gestellt  werden,  werden  keine
 Gebühren erhoben.“‘

 g)  Die bisherigen Nummern 5 bis 8 werden die Nummern 8 bis 11.

 h)  In  der  neuen  Nummer  8  wird  in  Satz  2  das  Wort  „wurde“  durch  das
 Wort „wird“ ersetzt.

 i)  In  der  neuen  Nummer  10  wird  die  Angabe  „Absatz  9“  durch  die  Anga-
 be „Absatz 10“ ersetzt.

 3.  Artikel 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem § 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Der  Aufbau  des  Bundesamtes  für  kerntechnische  Entsorgung,  die  Be-
 stellung  der  Präsidentin  oder  des  Präsidenten,  der  Vizepräsidentin  oder
 des  Vizepräsidenten  sowie  eine  Einstellung  von  sonstigen  Mitarbeite-
 rinnen und Mitarbeitern erfolgen im Laufe des Jahres 2014.“
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b)  Nach § 3 wird folgender § 4 angefügt:

 „§ 4
 Übergangsvorschriften

 (1)  Nach  der  Errichtung  des  Bundesamtes  finden  innerhalb  von
 sechs  Monaten  Wahlen  zur  Personalvertretung  statt.  Bis  zur  Konstitu-
 ierung  des  Personalrates  werden  die  Aufgaben  der  Personalvertretung
 beim  Bundesamt  vom  Hauptpersonalrat  beim  Bundesministerium  für
 Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  als  Übergangspersonalrat
 wahrgenommen.

 (2)  Der  Übergangspersonalrat  bestellt  unverzüglich  den  Vorstand
 für die Durchführung der Personalratswahlen im Bundesamt.

 (3)  Die  Absätze  1  und  2  gelten  entsprechend  für  die  Jugend-  und
 Auszubildendenvertretung sowie die Schwerbehindertenvertretung.

 (4)  Nach  Errichtung  des  Bundesamtes  findet  innerhalb  von  sechs
 Monaten  die  Wahl  der  Gleichstellungsbeauftragten  und  ihrer  Stellver-
 treterin  statt.  Bis  zur  Bestellung  der  Gleichstellungsbeauftragten  und
 ihrer  Stellvertreterin  werden  die  Aufgaben  von  der  Gleichstellungsbe-
 auftragten  und  ihrer  Stellvertreterin  beim  Bundesministerium  für  Um-
 welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit wahrgenommen.“

 4.  Artikel 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 3 wird aufgehoben.

 b)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

 5.  Artikel 6 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Artikel  1  §§  3  bis  5  und  21  bis  30,  Artikel  2  Nummer  2,  4,  6  und
 9  bis  11,  Artikel  4  sowie  5  Absatz  1  treten  am  Tag  nach  der  Verkündung
 in Kraft.“;

 b)  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/13833,  17/13926  für  erledigt  zu  er-
 klären.

 Berlin, den 26. Juni 2013

 Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

 Eva Bulling-Schröter
 Vorsitzende

 Dr. Maria Flachsbarth
 Berichterstatterin

 Ute Vogt
 Berichterstatterin

 Angelika Brunkhorst
 Berichterstatterin

 Ralph Lenkert
 Berichterstatter

 Sylvia Kotting-Uhl
 Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Dr. Maria Flachsbarth, Ute Vogt, Angelika Brunkhorst,
 Ralph Lenkert und Sylvia Kotting-Uhl
 I.  Überweisung

 Zu Buchstabe a

 Der  Gesetzentwurf  auf  Drucksache  17/13471  wurde  in  der
 241.  Sitzung  des  Deutschen  Bundestages  am  17.  Mai  2013
 zur  federführenden  Beratung  an  den  Ausschuss  für  Umwelt,
 Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  und  zur  Mitberatung  an
 den  Haushaltsausschuss,  den  Ausschuss  für  Wirtschaft  und
 Technologie  sowie  den  Ausschuss  für  Bildung,  Forschung
 und  Technikfolgenabschätzung  überwiesen.  Der  Haushalts-
 ausschuss  wurde  zudem  nach  §  96  der  Geschäftsordnung  des
 Deutschen Bundestages beteiligt.

 Zu Buchstabe b

 Der  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/13833,  17/13926
 wurde  in  der  246.  Sitzung  des  Deutschen  Bundestages  am
 13.  Juni  2013  zur  federführenden  Beratung  an  den  Aus-
 schuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  und
 zur  Mitberatung  an  den  Haushaltsausschuss,  den  Ausschuss
 für  Wirtschaft  und  Technologie  sowie  den  Ausschuss  für
 Bildung,  Forschung  und  Technikfolgenabschätzung  über-
 wiesen.  Der  Haushaltsausschuss  wurde  zudem  nach  §  96  der
 Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages beteiligt.

 II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlagen

 Zu den Buchstaben a und b

 Für  die  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  bereits  angefal-
 lenen  sowie  zukünftig  noch  anfallenden,  insbesondere
 Wärme  entwickelnden  radioaktiven  Abfälle  muss  ein  Endla-
 gerstandort  gefunden  und  ein  Endlager  eingerichtet  werden,
 das  den  hohen  Anforderungen  für  den  langfristigen  Schutz
 von  Mensch  und  Umwelt  vor  den  Risiken  radioaktiver  Ab-
 fälle  gerecht  wird.  Dem  Auswahlverfahren  sollen  eine  Erör-
 terung  und  Klärung  von  Grundsatzfragen,  insbesondere  auch
 zu  Ausschlusskriterien,  Mindestanforderungen  und  Abwä-
 gungskriterien  für  die  Standortauswahl  sowie  zu  den  An-
 forderungen  an  das  Verfahren  des  Auswahlprozesses  und  die
 Prüfung  von  Alternativen,  durch  eine  pluralistisch  zusam-
 mengesetzte  Bund-Länder-Kommission  „Kommission  La-
 gerung  hochradioaktiver  Abfallstoffe“  vorgelagert  werden.
 Vor  Beginn  des  eigentlichen  Auswahlverfahrens  soll  das  Ge-
 setz  auf  der  Grundlage  der  Erkenntnisse  der  Kommission
 durch  den  Deutschen  Bundestag  evaluiert  werden.  Die  Aus-
 wahl  der  übertägig  und  untertägig  zu  erkundenden  Standorte
 sowie  die  abschließende  Entscheidung  über  den  Endlager-
 standort  sollen  jeweils  durch  Bundesgesetz  getroffen  wer-
 den.  Schließlich  soll  im  Geschäftsbereich  des  Bundesminis-
 teriums  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  das
 „Bundesamt  für  kerntechnische  Entsorgung“  errichtet  wer-
 den.  Dieses  soll  die  ihm  durch  das  Standortauswahlgesetz
 zugewiesenen  Aufgaben  im  Verfahren  für  die  Suche  und
 Auswahl  eines  Standortes  für  den  sicheren  Verbleib  von
 Wärme  entwickelnden  radioaktiven  Abfällen  wahrnehmen
 und die bisher nach dem Atomgesetz bei den Ländern ange-
 siedelte  Zuständigkeit  für  die  atomrechtliche  Zulassung  von

 Anlagen  des  Bundes  zur  Sicherstellung  und  Endlagerung
 radioaktiver Abfälle übertragen bekommen.

 III.  Stellungnahmen der mitberatenden
 Ausschüsse

 Zu Buchstabe a

 Der  Haushaltsausschuss  hat  mit  den  Stimmen  der  Frak-
 tionen  CDU/CSU,  SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.
 empfohlen,  dem  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/13471
 in geänderter Fassung zuzustimmen.

 Der  Ausschuss  für  Wirtschaft  und  Technologie  hat  mit
 den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,  SPD,  FDP  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  gegen  die  Stimmen  der  Frak-
 tion  DIE  LINKE.  empfohlen,  den  Gesetzentwurf  auf  Druck-
 sache 17/13471 in geänderter Fassung anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Bildung,  Forschung  und  Technik-
 folgenabschätzung  hat  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen
 CDU/CSU,  SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN
 gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.  empfohlen,
 den  Gesetzentwurf  auf  Drucksache  17/13471  in  geänderter
 Fassung anzunehmen.

 Zu Buchstabe b

 Der  Haushaltsausschuss  hat  mit  den  Stimmen  der  Frak-
 tionen  CDU/CSU,  SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.
 empfohlen,  dem  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/13833,
 17/13926 in geänderter Fassung zuzustimmen.

 Der  Ausschuss  für  Wirtschaft  und  Technologie  hat
 empfohlen,  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/13833,
 17/13926 einvernehmlich für erledigt zu erklären.

 Der  Ausschuss  für  Bildung,  Forschung  und  Technik-
 folgenabschätzung  hat  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen
 CDU/CSU,  SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN
 gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.  empfohlen,
 den  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/13833,  17/13926  in
 geänderter Fassung anzunehmen.

 IV.  Öffentliche Anhörung

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  hat  in  seiner  102.  Sitzung  am  10.  Juni  2013  eine  öffent-
 liche  Anhörung  zu  dem  Gesetzentwurf  der  Fraktionen  CDU/
 CSU,  SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  auf
 Drucksache  17/13471  durchgeführt.  Hierzu  hat  der  Aus-
 schuss folgende Sachverständige eingeladen:

 Wolfram König
 Bundesamt für Strahlenschutz

 Michael Sailer
 Öko-Institut e. V.

 Prof. Dr. Bruno Thomauske
 Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen
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Prof. Wolfgang Renneberg
 Büro für Atomsicherheit

 Mathias Edler
 Greenpeace e. V.

 RA Hartmut Gaßner.

 Die  Ergebnisse  sind  in  die  Beratungen  des  Ausschusses  ein-
 geflossen.  Die  schriftlichen  Stellungnahmen  der  geladenen
 Sachverständigen  (Ausschussdrucksachen  17(16)763(A)  bis
 17(16)763(D))  sowie  das  unkorrigierte  stenografische  Proto-
 koll  der  Anhörung  sind  der  Öffentlichkeit  über  das  Internet
 zugänglich.

 V.  Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im
 federführenden Ausschuss

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  hat  die  Gesetzentwürfe  auf  Drucksachen  17/13471  so-
 wie  17/13833,  17/13926  in  seiner  104.  Sitzung  am  26.  Juni
 2013 abschließend beraten.

 Die  Fraktion  der  CDU/CSU  erklärte,  die  Berichterstatte-
 rinnen  hätten  gemeinsam  einen  weiten  Weg  bei  der  Befas-
 sung  mit  dem  Gesetzentwurf  zurückgelegt.  Das  Gesetz-
 gebungsverfahren  habe  auf  Grund  der  besonderen  Thematik
 einen  hohen  Stellenwert,  weil  man  sich  35  Jahre  nach  der
 vergeblichen  Suche  für  ein  Endlager  für  hochradioaktive
 Abfälle  auf  einen  neuen  Weg  begebe  und  sich  die  Umstände,
 wie  dies  erfolgen  solle,  in  Bezug  auf  das  Gesetzgebungsver-
 fahren  grundlegend  geändert  hätten.  Neben  dem  parlamenta-
 rischen  Verfahren,  das  auch  eine  intensive  Anhörung  über
 vier  Stunden  umfasst  habe,  sei  zusätzlich  ein  zivilgesell-
 schaftliches  Forum  durchgeführt  worden,  an  dem  jedermann
 habe  aktiv  teilnehmen  und  zur  Thematik  Stellung  nehmen
 können.  Die  Berichterstatterinnen  hätten  Wert  darauf  gelegt,
 dass  maßgebliche  Anregungen  aus  diesem  Verfahren,  ins-
 besondere  auch  aus  der  Zivilgesellschaft,  in  das  Gesetz-
 gebungsverfahren  eingeflossen  seien.  Das  habe  die  Tür  zu
 einem  neuen  Stil  öffnen  sollen,  im  Rahmen  der  Endlager-
 suche  die  Öffentlichkeit  stärker  zu  beteiligen  und  maximale
 Transparenz  herzustellen.  Die  Änderungsanträge  auf  Aus-
 schussdrucksache  17(16)774  zielten  u.  a.  auf  die  Zusammen-
 setzung  der  Kommission  ab,  die  dem  Auswahlverfahren  vor-
 gelagert  werden  solle.  Ihr  obliege  die  Entwicklung  von
 Kriterien  und  Maßgaben  unter  bewusster  Beteiligung  der
 Zivilgesellschaft.

 Am  Gesetzentwurf  sei  kritisiert  worden,  dass  Vertreter  aus
 der  Politik  zu  stark  Berücksichtigung  fänden,  die  Zivilgesell-
 schaft  aber  zu  gering  vertreten  sei.  Hierzu  lägen  nunmehr
 Änderungen  vor,  indem  die  Zusammensetzung  der  Kommis-
 sion  überdacht  worden  sei.  Nunmehr  würden  acht  Vertrete-
 rinnen  und  Vertreter  aus  der  Wissenschaft,  zwei  von  Um-
 weltverbänden,  zwei  von  Religionsgemeinschaften,  zwei
 aus  der  Wirtschaft  und  zwei  von  Gewerkschaften  berufen.
 Hinzu  träten  acht  Mitglieder  aus  dem  Deutschen  Bundestag
 und  acht  Vertreterinnen  und  Vertreter  der  Landesregierun-
 gen.  Diese  verfügten  aber  nicht  über  Stimmrecht  in  der
 Kommission.  Die  Kommission  werde  so  nicht  mehr  von  der
 Politik  dominiert.  Auf  der  anderen  Seite  werde  aber  auch  Be-
 denken  Rechnung  getragen,  politische  Verantwortung  nicht
 zu  verlagern.  Den  Bedenken  des  Bundestagspräsidenten,  die
 Entscheidung  des  Deutschen  Bundestages  werde  durch  Mit-
 glieder  des  Deutschen  Bundestages,  die  zugleich  der  Kom-

 mission  angehörten,  präjudiziert,  sei  Rechnung  getragen
 worden.

 Des  Weiteren  werde  das  Verhältnis  der  Kommission  zum
 neu  zu  errichtenden  Bundesamt  für  Entsorgung  (BfE)  klar-
 gestellt.  Dieses  Bundesamt  müsse  ohnehin  eingerichtet  wer-
 den,  weil  die  Trennung  zwischen  Regulator  und  Operator  im
 Bereich  der  kerntechnischen  Anlagen  aus  EU-rechtlichen
 Gründen  erforderlich  sei  und  das  Bundesamt  darüber  hinaus
 die  Arbeit  der  Kommission  unterstütze.  Im  Gesetz  werde
 auch  Öffentlichkeitsarbeit  aufgeführt,  das  heiße  aber  nicht,
 dass  das  Bundesamt  jede  Pressemitteilung  für  die  Kommis-
 sion  erstelle.  Schon  gar  nicht  solle  es  die  Arbeit  der  Kommis-
 sion  dominieren.  Vielmehr  solle  es  bei  der  technischen
 Durchführung,  zum  Beispiel  bei  der  Durchführung  öffent-
 licher  Anhörungen,  der  Kommission  Unterstützung  gewäh-
 ren.  In  der  Anhörung  des  Ausschusses  sei  angemerkt  wor-
 den,  das  Bundesamt  solle  nicht  zu  früh  eingerichtet  werden.
 Als  Kompromiss  habe  man  sich  abschließend  darauf  ge-
 einigt,  dass  die  Besetzung  der  Führungspositionen  sowie
 weitere  Stellenbesetzungen  erst  im  Laufe  des  Jahres  2014
 erfolgen sollten.

 Nochmals  sichergestellt  worden  sei,  dass  eine  Auslandsent-
 sorgung  von  abgebrannten  Brennstäben,  die  aus  der  Strom-
 erzeugung  stammten,  auf  jeden  Fall  verboten  seien.  Weiter-
 hin  sei  festgelegt  worden,  dass  die  Möglichkeit  des  Rechts-
 schutzes,  also  der  Überprüfung  der  Entscheidung,  nach  der
 obertägigen  auch  die  untertägige  Erkundung  eines  Standorts
 durchzuführen,  nicht  nur  den  Umweltverbänden  offenstehe,
 sondern  auch  Anwohnerinnen  und  Anwohnern  sowie  den
 betroffenen  Kommunen.  Erneut  festgestellt  worden  sei,  dass
 in  Bezug  auf  die  Verwendung  von  Daten  aus  der  vorläufigen
 Sicherheitsanalyse  letztendlich  die  Daten  des  Gorlebener
 Salzstockes  verwendet  werden  könnten,  aber  auf  gar  keinen
 Fall  prioritär  in  dem  Sinne,  dass  sie  ein  Präjudiz  für  diesen
 Standort  herbeiführen  könnten.  Heftige  Diskussionen  habe
 es  darüber  gegeben,  wohin  die  Castoren,  die  aus  Sellafield
 und  Le  Hague  zurückgenommen  werden  müssten,  verbracht
 würden.  Dazu  habe  es  einen  Kompromiss  auf  Ebene  der
 Ministerpräsidenten  und  der  Bundesregierung  gegeben.  Das
 Urteil  des  Oberverwaltungsgerichtes  Schleswig  zur  Recht-
 mäßigkeit  des  Zwischenlagers  in  Brunsbüttel  habe  die  Not-
 wendigkeit  unterstrichen,  nunmehr  ergebnisorientiert  an  der
 Suche  nach  einem  Standort  für  die  Endlagerung  hochradio-
 aktiver  Abfälle  zu  suchen.  Schließlich  sei  es  zu  einer  Eini-
 gung  zwischen  den  Fraktionen  bezüglich  der  Finanzierung
 des  Suchvorgangs  gekommen.  Das  solle  jetzt  im  Rahmen  ei-
 ner  Umlage  erfolgen.  Möglicherweise  würden  diesbezüglich
 die  Gerichte  von  den  Abfallverursachern  angerufen.  Die
 Fraktion  der  CDU/CSU  hoffe,  dass  man  sich  mit  dem  Ge-
 setzentwurf  tatsächlich  auf  einen  neuen  Weg  begebe.  Alle
 seien  sich  der  Notwendigkeit  der  Suche  eines  Endlagers  be-
 wusst.  Aus  nationaler  und  generationsübergreifender  Verant-
 wortung  heraus  müsse  ein  solches  gefunden  werden.  Der
 fraktionsübergreifende  Konsens  zeige,  dass  sich  der  lange
 politische  Weg  vom  Untersuchungsausschuss  Gorleben  über
 das  Asse-Gesetz  bis  hin  zum  vorliegenden  Gesetzentwurf
 gelohnt habe.

 Die  Fraktion  der  SPD  hob  hervor,  bei  dem  Gesetzentwurf
 handele  es  sich  um  ein  Beratungsergebnis,  wie  es  sich  die
 Bürgerinnen  und  Bürger  von  Parlamentariern  erwarteten.
 Der  Gesetzentwurf  orientiere  sich  an  den  Problemstellungen
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und  gehe  über  Parteigrenzen  hinweg.  Der  fraktionsübergrei-
 fende  Konsens  sei  unabdingbar,  denn  der  Atommüll  stelle
 eine  Gefährdung  für  viele  Generationen  dar.  Laut  Gesetzent-
 wurf  solle  eine  Million  Jahre  die  Sicherheit  gewährleistet
 sein.  Eine  absolute  Sicherheit  für  eine  Million  Jahre  gebe  es
 nicht,  aber  zumindest  werde  die  höchstmögliche  Sicherheit
 für  ein  Endlager  angestrebt.  Unabhängig  davon,  wer  in  den
 nächsten  Jahrzehnten  regieren  werde,  bleibe  diese  Aufgabe
 bestehen.  Diejenigen,  die  den  Atommüll  verursachten,
 müssten auch dafür geradestehen.

 Es  werde  ausdrücklich  festgelegt,  dass  Deutschland  keinen
 Atommüllexport  ins  Ausland  betreibe.  Es  habe  Irritationen
 im  Rahmen  der  Diskussion  um  eine  EU-Richtlinie  gegeben.
 Nunmehr  sei  im  Gesetzentwurf  festgehalten,  dass  der  Atom-
 müllexport keine Lösung darstelle.

 Der  Gesetzentwurf  repräsentiere  eine  neue  Form  der  Gesetz-
 gebung.  Viele  Regelungsmaterien,  die  sonst  einem  Verwal-
 tungsverfahren  überlassen  blieben,  seien  in  die  politische
 Verantwortung  einbezogen  worden.  Darüber  hinaus  sei  nicht
 nur  die  klassische  Anhörung  im  Deutschen  Bundestag
 durchgeführt  worden,  sondern  auch  ein  großes,  dreitägiges
 Diskussionsforum.  Bedauerlich  sei,  dass  einige  Verbände
 und  Initiativen  an  diesem  Forum  nicht  teilgenommen  hätten,
 mit  der  Begründung,  man  wolle  nicht  Publikum  sein  für  das,
 was  die  Parlamentarier  bereits  festgezurrt  hätten.  Die  vorlie-
 genden  Änderungsanträge  dokumentierten,  dass  es  gerade  so
 nicht  gewesen  sei.  Die  Bürgerbeteiligung  als  Voraussetzung
 für  das  Gelingen  des  Verfahrens  für  die  Standortauswahl  er-
 folge  offensiv  von  Anfang  bis  Ende.  Dies  führe  zur  Akzep-
 tanz  der  Entscheidung.  Viele  Anregungen  auch  aus  der  Zivil-
 gesellschaft  seien  in  den  vorliegenden  Gesetzestext  einge-
 flossen.

 Herauszustellen  sei  die  Erweiterung  des  Rechtsschutzes.  In
 dem  Moment,  in  dem  man  in  die  unterirdische  Erkundung
 gehe,  seien  auch  die  Kommunen  und  Anwohner  klagebe-
 fugt.  Bislang  habe  zwar  ein  Verbandsklagerecht  bestanden,
 aber  der  Rechtsweg  für  Betroffene  und  Kommunen  werde
 erst mit dem Gesetzentwurf eröffnet.

 Die  einzusetzende  Kommission  arbeite  unabhängig.  Seitens
 der  Fraktion  der  SPD  hätte  das  Bundesamt,  das  später  das
 Verfahren  begleiten  solle,  auch  erst  nach  Beendigung  der
 Kommissionsarbeit  eingesetzt  werden  können.  Im  Wege  des
 Kompromisses  habe  man  sich  darauf  geeinigt,  dass  die
 Kommission  auf  jeden  Fall  ihre  Arbeit  zuerst  beginne  und
 das  Bundesamt  davon  unabhängig  aufgebaut  werde,  damit
 die  Kommission  eine  eigene  Geschäftsstelle  habe.  Der  Um-
 weltausschuss  werde  aufgewertet,  indem  die  Kommission
 dort  angegliedert  werde.  Der  Politik  sei  verwehrt,  per  Ab-
 stimmung  in  der  Kommission  die  Zivilgesellschaft  zu  domi-
 nieren.  Damit  werde  einem  zentralen  Anliegen  von  Ver-
 bänden  Rechnung  getragen.  Die  Empfehlungen  werde  die
 Kommission  beschließen.  Es  bestehe  dann  die  Möglichkeit,
 im  Gesetzgebungsverfahren  diese  Empfehlungen  umzuset-
 zen. Man stehe am Beginn umfangreicher Arbeiten.

 Die  Fraktion  der  FDP  erinnerte  daran,  man  habe  zu  Beginn
 der  Verhandlungen  zahlreiche  unterschiedliche  Wünsche  an
 dieses  Gesetzgebungsverfahren  herangetragen  und  sei  in
 vielen  Schritten  aufeinander  zugegangen.  Der  Gesetzent-
 wurf  sei  ein  guter  Ausgangspunkt.  Mit  der  Kommission,  die
 eingerichtet  werde,  sei  ein  wichtiger  Schritt  in  Richtung  Um-
 setzung  der  Ergebnisse  des  Forums  und  der  Anhörung  er-

 folgt.  Sie  sei  stark  wissenschaftsbasiert.  Damit  sei  Anregun-
 gen  Folge  geleistet  worden,  acht  Wissenschaftler  und  acht
 Vertreter  aus  der  Zivilgesellschaft  in  die  Kommission  zu
 berufen.  Hinzu  träten  acht  Vertreter  aus  dem  Deutschen
 Bundestag  sowie  acht  Vertreter  aus  den  Bundesländern,  mit
 jeweils  acht  Stellvertretern,  sodass  die  Bundesländer  mit
 16  Vertretern  insgesamt  abgebildet  würden.  Die  Kommis-
 sion  werde  möglicherweise  schon  Ende  der  Sommerpause
 eingerichtet.  Wichtig  sei,  wer  den  Vorsitz  der  Kommission
 übernehmen  werde.  Der  Vorsitz  sei  ohne  Stimmrecht,  was
 im  Sinne  einer  Mediatorrolle  sei.  Die  Mitglieder  der  Kom-
 mission  könnten  auch  nur  einvernehmlich  durch  den  Deut-
 schen  Bundestag  einerseits  und  durch  den  Bundesrat  ande-
 rerseits  berufen  werden.  Die  Kommission  werde  in  der  Regel
 öffentlich  tagen  und  es  werde  auch  die  Möglichkeiten  geben,
 die  Öffentlichkeit  durch  Livestream  herzustellen.  Nach  ein-
 gehender  Diskussion  habe  man  sich  darauf  geeinigt,  im
 Laufe  des  Jahres  2014  das  Bundesamt  für  kerntechnische
 Entsorgung  (BfE)  einzurichten,  dies  auch  vor  dem  Hinter-
 grund,  dass  die  EU-Entsorgungsrichtlinie  erfüllt  werden
 müsse.  Diese  besage,  dass  eine  Trennung  zwischen  Betreiber
 und  Kontrolleur  bestehen  müsse.  Parallel  zu  den  Diskussio-
 nen  im  Deutschen  Bundestag  sei  auf  Länderebene  beraten
 worden.  Die  Bundesländer  hätten  akzeptiert,  dass  die  Ver-
 bringung  der  26  Castoren  2014  geklärt  werde.  Dies  habe  die
 Verhandlungen  erleichtert.  Der  Rechtsschutz  sei  analog  der
 Verbandsklage  auf  später  im  Suchverfahren  betroffene  Ge-
 meinden  ausgeweitet  worden.  Ferner  sei  man  auf  Ängste  der
 Anwohner  eingegangen,  indem  man  auch  ihnen  Rechtsmit-
 tel  zugestanden  habe.  Man  gehe  davon  aus,  dass  die  auf  Be-
 treiben  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  einge-
 führte  Kostenumlage  ein  verfassungskonformes  Umlagever-
 fahren  sei.  Dies  werde  möglicherweise  gerichtlich  geklärt
 werden.

 Die  Fraktion  DIE  LINKE.  erklärte,  sie  erkenne  das  Arbei-
 ten  in  der  Berichterstatterrunde  an,  auch  wenn  das  Ergebnis
 nicht  ihrer  Auffassung  entspreche.  Erst  nach  weit  über
 40  Jahren  nach  Beginn  der  Atomkraftnutzung  rede  man  über
 ein  Standortauswahlgesetz.  Etwa  ein  Menschenleben  nach
 Beginn  der  Nutzung  dieser  Technologie  könne  mit  einem
 ersten  Endlager  oder  einer  ersten  sicheren  Verwahrung  ge-
 rechnet  werden.  Es  sei  unbefriedigend,  eine  neue  Technolo-
 gie  einzuführen,  wenn  man  deren  Konsequenzen  vernachläs-
 sige.  Die  Eile,  mit  der  man  nach  Jahren  der  Untätigkeit  die
 gesamte  Standortauswahl  inklusive  Errichtung  eines  mög-
 lichen  Endlagers  vorantreibe,  sei  nicht  nachvollziehbar.  We-
 der  seien  die  Fehler  in  der  Asse  gründlich  ausgewertet  und
 analysiert  worden,  noch  seien  die  Erfahrungen  eingeflossen.
 Es  gebe  noch  keine  endgültige,  wissenschaftliche  Expertise,
 ob  die  Tiefenlagerung  wirklich  die  beste  Möglichkeit  dar-
 stelle  oder  ob  eine  Rückholbarkeit  gewährleistet  sein  müsse.
 Notwendige  Kriterien  für  eine  sichere  Verwahrung  des
 Atommülls  fehlten.  Die  Festlegung  auf  eine  Tiefenlagerung
 sei  verfrüht.  Der  Gesetzentwurf  wäre  deutlich  besser,  wenn
 er  sich  auf  die  Erstellung  der  Kriterien  für  eine  zukünftige
 Lagerung  beschränkte.  Erst  dann  könne  man  über  die  nächs-
 ten Schritte mit höherer Sachkunde entscheiden und Verant-
 wortung tragen.

 Mit  dem  Entschließungsantrag  der  Fraktion  DIE  LINKE.  auf
 Ausschussdrucksache  17(16)773  würden  die  Mängel  des
 Gesetzentwurfes  korrigiert.  Es  sei  wichtig,  dass  eine  unab-
 hängige  Kommission  eingesetzt  werde  und  diese  Empfeh-
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lungen  gebe.  Die  Standortauswahl  und  die  Kriterien  hierfür
 seien  aber  eine  gesamtgesellschaftliche  Aufgabe.  Aus  die-
 sem  Grunde  werde  es  als  notwendig  erachtet,  dass  die
 Verantwortung  dafür  nicht  nur  der  Deutsche  Bundestag
 übernehme,  sondern  die  gesamte  Bevölkerung  der  Bundes-
 republik.  Die  Kriterien  für  die  Auswahl  eines  Standortes
 sollten  per  Volksentscheid  in  Kraft  gesetzt  werden.  Dies  ver-
 pflichte  sowohl  die  Kommission  als  auch  den  Deutschen
 Bundestag  ausführlichst  zu  begründen,  warum  welche  Krite-
 rien  festgelegt  worden  seien  und  welche  Wirkung  dies  haben
 werde.  Es  sei  wichtig,  die  Finanzierung  dauerhaft  sicherzu-
 stellen,  Rücklagen  seien  von  den  entsprechenden  Energie-
 versorgern  zu  bilden.  Es  stelle  sich  die  Frage,  was  im  Fall  der
 Insolvenz  eines  solchen  Energieversorgers  passiere.  Wenn
 die  Rücklagen  weg  seien,  bleibe  das  Risiko  beim  Steuerzah-
 ler.  Die  Rücklagen  seien  zwingend  in  die  öffentliche  Hand  zu
 überführen,  damit  sie  zur  Verfügung  stünden,  wenn  sie  benö-
 tigt  würden.  Die  Mitsprache  der  Bevölkerung  müsse  noch
 weiter  ausgedehnt  werden.  Unverständlich  sei,  weshalb  die
 Konferenzen  im  Änderungsantrag  weggefallen  seien.  Es  sei
 durchaus  möglich,  Kriterien  zu  definieren,  dass  Gorleben
 herausgenommen  werde.  Wenn  vernünftige  Kriterien  festge-
 legt  seien,  scheide  Gorleben  zwangsläufig  aus.  Castorbehäl-
 ter,  die  250  ̊C  heiß  seien,  würden  nicht  in  einen  Salzstock
 verbracht,  in  dem  flüssige  Kohlenwasserstoffe  vorhanden
 seien.  Zum  hochgelobten  Exportverbot  von  Atommüll  heiße
 es:  „…  Abfälle  einschließlich  abgebrannter  Brennelemente
 zum  Zweck  der  Endlagerung  außerhalb  Deutschlands  er-
 möglicht  würde  …“.  Würde  eine  Zwischenlagerung  mit  ei-
 nem  anderen  Staat  über  1  000  Jahre  vereinbart,  stelle  dies
 keine  Gesetzesverletzung,  sondern  eine  rechtlich  eröffnete
 Umgehung  dar.  Man  könnte  den  Müll  auch  zu  einem  Wirt-
 schaftsgut  deklarieren.  Auch  dann  wäre  ein  Export  möglich.
 Die  Fraktion  DIE  LINKE.  hätte  sich  mehr  Klarheit  und  Ein-
 deutigkeit  an  dieser  Stelle  gewünscht.  Mit  dem  Entschlie-
 ßungsantrag  der  Fraktion  DIE  LINKE.  werde  wirklich  ein
 Konsens  in  der  Bevölkerung  erreicht,  mit  dem  man  der  Ver-
 antwortung  für  nachfolgende  Generation  gerecht  werden
 könne.

 Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  unterstrich,
 das  Entscheidende  an  diesem  Gesetzentwurf  sei,  dass
 30  Jahre  Vorfestlegung  auf  Gorleben  ein  Ende  hätten  und
 eine  Abkehr  von  bisherigen  Verfahrensmustern  erfolge.
 Auch  wenn  man  sich  über  die  Frage,  ob  Gorleben  ein  geeig-
 neter  Standort  sei,  nie  einig  habe  werden  können,  was  jetzt
 nicht  mehr  entscheidend  sei,  so  sei  man  sich  doch  einig,  dass
 die  Lehre  aus  Gorleben  sei,  dass  ein  Verfahren,  das  Chance
 auf  Akzeptanz  beanspruche,  auf  ein  über  jeden  Zweifel  erha-
 benes,  auf  Sicherheit  orientiertes  Auswahlverfahren  abzielen
 müsse.  Höchste  Transparenz  und  bestmögliche  Partizipation
 müssten  gegeben  sein.  Bedauerlich  sei,  dass  die  Fraktion
 DIE  LINKE.  an  diesem  Konsens  nicht  habe  teilnehmen  wol-
 len  oder  können.  Ihr  Entschließungsantrag  basiere  aus-
 schließlich  auf  Vorstellungen  und  Auffassungen  der  Fraktion
 DIE  LINKE.  Es  sei  aber  das  Wesen  eines  Konsenses,  dass
 man  sich  nicht  zu  100  Prozent  wiederfinde.  Dies  gehe  allen
 vier  Fraktionen  so,  die  sich  an  dem  Konsens  beteiligt  hätten.
 Gleiches  gelte  für  die  beteiligten  Länder.  Alle  hätten  um  der
 Sache  willen  Zugeständnisse  gemacht.  Von  Anfang  an  habe
 Klarheit  darüber  bestanden,  dass  dieses  Gesetz  nur  Bestand
 haben  werde,  wenn  ein  breiter  Konsens  bestehe.  Auf  diesen
 könne  man  nun  aufbauen.  In  einer  überschaubaren  Zeit  sei

 keine  Regierungskonstellation  vorstellbar,  die  nicht  hinter
 diesem  Gesetz  stehe.  Der  Entschließungsantrag  der  Fraktion
 DIE  LINKE.  auf  Ausschussdrucksache  17(16)773  sei  reali-
 tätsverleugnend.  Die  alte  Debatte  über  Tiefenlagerung  oder
 Rückholbarkeit  müsse  nicht  erneut  geführt  werden.  Die
 Kommission  solle  die  Kriterien  erarbeiten  und  Grundsatzfra-
 gen  klären.  Ihre  Einberufung  entspreche  einem  Wunsch  aus
 der  Öffentlichkeit  und  von  den  Verbänden.  Sie  solle  der
 tatsächlichen  Endlagersuche  vorgeschaltet  werden.  Die  Be-
 hauptung  der  Fraktion  DIE  LINKE.,  das  Forum  sei  eine  reine
 Alibiveranstaltung  zur  Pseudobeteiligung  von  Bürgerinnen
 und  Bürgern  gewesen,  sei  unzutreffend.  Es  habe  sich  um  ein
 ehrliches  Angebot  für  Partizipation  gehandelt.  Es  liege  bei
 den  Adressaten,  ob  sie  das  Angebot  annähmen.  Wenn  Um-
 weltverbände  und  Initiativen  der  Auffassung  seien,  einen  ge-
 meinsamen  Boykott  zelebrieren  zu  müssen,  so  sei  dies  deren
 Entscheidung.  Diejenigen  aber,  die  sich  eingebracht  hätten,
 seien  gehört  worden.  Ihre  Anliegen  fänden  sich  jetzt  im  Ge-
 setzentwurf  wieder.  Der  Vorwurf,  die  Kommission  sei  eine
 Scheininstitution  gehe  fehl.  Es  sei  nicht  allen  leicht  gefallen,
 auf  das  Stimmrecht  für  Vertreter  des  Deutschen  Bundestages
 zu  verzichten.  Es  sei  durchaus  sinnvoll,  auch  politischen
 Vertretern  in  einer  derartigen  Kommission  Stimmrecht  zu-
 zugestehen,  weil  die  Gewährleistung  der  Umsetzung  der
 Kommissionsergebnisse  größer  sei.  Das  gelte  auch  für  die
 Ländervertreter.  Bürgerkonferenzen  seien  eine  spezifische
 Methode  der  Bürgerbeteiligung.  Eine  solche  methodische
 Festlegung  solle  nicht  erfolgen.  Vielmehr  solle  die  methodi-
 sche  Fortentwicklung  des  Öffentlichkeitsbeteiligungsver-
 fahrens  über  die  Dauer  der  Standortsuche  möglich  sein.  Mit
 dem  Ziel  der  Erreichung  einer  größeren  Akzeptanz  für  den
 Bürgerdialog  sollen  die  regionalen  Begleitgruppen  in  seine
 Gestaltung  einbezogen  werden.  Mit  den  Änderungsanträgen
 sei  sehr  viel  von  den  Wünschen  aus  der  Öffentlichkeit  umge-
 setzt  worden.  Die  Auslandsentsorgung  sei  nunmehr  ausge-
 schlossen.  Ein  erweiterter  Rechtsschutz  gelte  nicht  nur  für
 die  Umweltverbände,  sondern  auch  für  betroffene  Kommu-
 nen  und  deren  Einwohnerinnen  und  Einwohner.  Die  umstrit-
 tene  vorläufige  Sicherheitsuntersuchung  des  Standortes  Gor-
 leben  werde  ohne  Eignungsprognose  eingestellt.  Dass  die
 Daten  gesichert  und  in  bestimmten  Schritten  des  Verfahrens
 Anwendung  finden  könnten,  sei  aus  dem  Gesetzentwurf  ge-
 strichen  worden.  Ein  Umlagesystem  werde  im  Gesetzent-
 wurf  verankert.  Eine  Lösung  für  die  Zwischenlagerung  der
 Castoren  sei  gesetzlich  festgelegt.  Die  Zwischenlager  seien
 auf  Wunsch  Schleswig-Holsteins  auf  40  Jahre  an  den  jewei-
 ligen  Standorten  begrenzt.  Mit  einer  weiteren  Änderung
 werde  klargestellt,  dass  eine  vorzeitige  Enteignung  zum
 Zweck  der  Offenhaltung  des  Bergwerks  im  Salzstock  Gor-
 leben  bleibe.  Die  eigentliche  Arbeit  beginne  nach  Verab-
 schiedung  des  Gesetzes,  erst  die  Kommissionsarbeit,  dann
 die  Endlagersuche.  Das  werde  ein  steiniger  Weg  werden,  der
 hoffentlich  davon  profitiere,  dass  er  auf  einem  Konsens,
 neuer  Transparenz  und  neuer  Partizipation  basiere.  Gorleben
 werde  nie  ein  Standort  wie  jeder  andere  sein.  Erfreulich  sei
 aber,  dass  sich  alle  Länder  damit  hätten  einverstanden  erklä-
 ren  können,  dass  Gorleben  im  Verfahren  bleibe,  weil  mit
 Blick  auf  die  anderen  Bundesländer  nur  ein  faires  und  ge-
 rechtes  Verfahren,  in  dem  vorab  kein  Standort  politisch  aus-
 geschlossen werde, Aussicht auf Erfolg haben könne.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
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 Anlagen:  Änderungsanträg 0/DIE  GRÜNEN  auf  Aus-
 schussdrucksach

 Entschließungsa 17(16)773

 Dr. Maria Flachsbarth
 Berichterstatterin

 Ralph Lenkert
 Berichterstatter
SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimment-
 haltung  der  Fraktion  DIE  LINKE.,  den  Änderungsantrag  der
 Fraktionen  CDU/CSU,  SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  auf  Ausschussdrucksache  17(16)774  anzuneh-
 men.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktor-
 sicherheit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/
 CSU,  SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  gegen
 die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.,  dem  Deutschen
 Bundestag  zu  empfehlen,  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksache
 17/13471 in geänderter Fassung anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  gegen  die
 Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.,  den  Entschließungsan-
 trag  der  Fraktion  DIE  LINKE.  auf  Drucksache  17(16)773
 abzulehnen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktor-
 sicherheit  beschloss  einvernehmlich,  dem  Deutschen  Bun-
 destag  zu  empfehlen,  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen
 17/13833,  17/13926 für erledigt zu erklären.

e  der  Fraktionen  CDU/CSU,  SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  9
e 17(16)774

ntrag der Fraktion DIE LINKE. auf Ausschussdrucksache 

 Ute Vogt
 Berichterstatterin

 Angelika Brunkhorst
 Berichterstatterin

 Sylvia Kotting-Uhl
 Berichterstatterin
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